
2 3, Sop. 1358
Für das Nachschlagewerk! Ja
Für die Sammlung! Ja
Für die Fachpresse! Ja

f\
} ,  ' :» t *

Gesetz: RVO § 354, § 358j SGG § 94 Abs. 2, § 215 Abs. 2,§ 224 Abs. 3 Nr» 1; ArbGG § 111 Abs. 1 Satz 1,
§ 118 Abs. 3; ZPO § 263; BGB § 626; Musterdienst­
ordnung v. 27.9.1940 (RAB1. II 348) II 10 - 12

Leitsätze:

1. Der Einwand der Rechtshängigkeit ist auch im Verhältnis 
der Sozialgerichtsbarkeit zur Arbeitsgerichtsbarkeit zu 
beachten.

2. Die §§ 11 und 12 MDO verstoßen nicht gegen die zwingende 
Vorschrift des § 626 BGB.

3. Der Arbeitgeber kann eine vorsorgliche zweite Kündigung für den Fall aussprechen, daß die erste Kündigung aus 
formellen Gründen für unwirksam erklärt wird. Eine vor­
sorgliche Kündigung für den.Fall, daß die erste Kündigung 
aus sachlichen Gründen für unwirksam erklärt werden soll­
te, ist jedoch nur dann zulässig, wenn nach Ausspruch 
der ersten Kündigung neue Kündigungsgründe entstanden 
sind oder der Arbeitgeber von älteren Kündigungsgründen 
erst später Kenntnis erlangt hat.

4. Die Wirksamkeit einer Dienststrafe gemäß § 10 MDO hängt grundsätzlich davon ab, daß der Angestellte vorher ge­
hört worden ist.

5. Jedoch braucht der Angestellte ausnahmsweise nicht mehr 
gehört zu werden, wenn es sich um eine zweite vorsorg­
liche Dienstentlassung handelt, der Angestellte sich 
nicht mehr im Dienst befindet und über die erste Dienst­
entlassung ein gerichtliches Verfahren anhängig ist.

6. Der Anspruch nach § 11 Abs. 5 MDO auf mindestens das halbe Gehalt bis zum Abschluß des gegen die Dienstent­
lassung eingeleiteten Beschwerdeverfahrens ist nach Weg­
fall des § 358 RVO auch während des Arbeitsgerichtsver­
fahrens, jedoch in der Regel nur bis zum Abschluß des 
Bertif ungsverf ahrens, gegeben.

Aktenzeichen: 3 AZE 33/56
Urteil des BAG vom 23. September 1958 LAG Stuttgart
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3_AZRm 33/56
I Sa 89/55 Stuttgart

Verkündet 
am 23. September 1958
gez. Groll,
Regierungsobersekretär als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

f '

In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom 23° September 1958 
durch den Senatspräsidenten Dr. König, die Bundesrichter 
Br. Simons und Schilgen sowie die Bundesarbeitsrichter 
Dr. Meißner und Viertel für Recht erkannt?

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil der 1. Kammer des Landesarbeitsgerichts 
Stuttgart vom 14° September 1955 - I Sa 89/55 -aufgehoben, soweit es dem Kläger nicht mehr als 
1°596,—  DM nebst Zinsen zuspricht und über die 
Kosten entscheidet„
Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger weitere 2.736,—  DM nebst 4 $ Zfnsen seit dem 
I. April 1955 zu zahlen.
Im übrigen wird die Revision zurückgewiesen.
Von den Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger 
3/5 und die Beklagte 2/5°

V o n  R e c h t s  w e g e n ! 2
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Tatbestand;

Der im Jahre 1924 geborene Kläger war seit 1939 
bei der Beklagten tätig, zuletzt als dienstordnungs­
mäßiger Verwaltungsinspektor mit einem Monatsgehalt 
von 456,—  DM. Durch Beschluß des Ausschusses der Be­
klagten vom 1. Juni 1953 wurde er mit sofortiger Wir­
kung aus dem Dienst entlassen. Begründet wurde die Ent­
lassung mit dienstlichen und außerdienstlichen Verfeh­
lungen in 20 Pallen, wie unzulässiger Gewährung von 
Kassenleistungen, unberechtigtem Krankfeiern sowie ver­
schwenderischer Lebensführung, die sich besonders im 
Schuldenmachen bei Äutovermictern und Gastwirten zeige. 
Während eines gegen die Dienstentlassung gerichteten 
Beschwerdeverfahrens sollte dem Kläger die Hälfte seines 
Gehalts weitergezahlt werden. Der Kläger legte auch ge­
gen die Dienstentlassung gemäß § 358 RVO Beschwerde beim 
Versicherungsamt ein, von wo aus das Verfahren nach In­
krafttreten des' Sozialgerichtsgesetzes an die Sozialge­
richtsbarkeit abgegeben wurde, wo es jetzt in der zweiten 
Instanz noch anhängig ist.

Am 1. März 1954 hat die Beklagte die Zahlung der 
halben Dienstbezüge eingestellt. Darauf hat der Kläger 
beim Arbeitsgericht auf Fortzahlung des halben Gehalts 
geklagt. In ihrer Klagerwidermag vom 23. September 1954 
hat die Beklagte wegen ihr inzwischen bekanntgewordener 
weiterer Verfehlungen, wie Aufnahrae von Darlehen bei 
Leuten, mit denen der Kläger dienstlich zu tun hatte, 
und unsittliches Verhalten auf geschlechtlichem Gebiet 
in einem Falle, vorsorglich noch eine »K"ndigung aus 
wichtigen Grunde” ausgesprochen. Der Kläger hat dann 
vor dein Arbeitsgericht beantragt, die Unwirksamkeit der 
Dienstentlassung vorn 1. Juni 1953 und der Kündigung vom 
23. September 1954 festzustellen und die Beklagte zur 
Zahlung des halben Gehalts in Höhe von monatlich 
228,—  DM für die Zeit bis zum Abschluß des Beschwerde­
verfahrens zu verurteilen.

-  2  -
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Das Arbeitsgericht hat die Beklagte zur Zahlung von 
2»964,—  DM nebst Zinsen verurteilt, im übrigen aber die 
Klage abgewiesen, weil die Kündigung vom 23« September 1954 
zum 31» März 1955 wirksam geworden sei und die Beklagte 
nur bis dahin das halbe Gehalt zu zahlen habe«

Demgegenüber hat die Beklagte zur Begründung ihrer 
Berufung die Auffassung vertreten, die Kündigung vom 
23» September 1954 sei eine fristlose Entlassung und des- 
halb mit ihrem Zugang an den Kläger am 27» September 1954 
wirksam geworden. Die Verpflichtung zur Zahlung des halben 
Gehalts bis dahin hat sie anerkannt. Sie hat deshalb bean­
tragt, das Urteil des Arbeitsgerichts zu ändern und die 
Klage abzuweisen, soweit es dem Kläger mehr als 1.596»—  DII 
nebst Zinsen zuspricht.

Der Kläger hat Anschlußberufung eingelegt und bean­
tragt ,

1. festzustellen, daß die Dienstentlassung 
vom 1» Juni 1955 und die Kündigung vom 
23« September 1954 unwirksam seien;

2. die Beklagte unter Abänderung des ange­fochtenen Urteils zu verurteilen, an den 
Kläger seit dem 1. Oktober 1954 bis zur 
rechtskräftigen Beendigung des vom Klä­
ger gegen die fristlose Entlassung vom 
1. Juni 1953 eingeleiteten Beschwerde­
verfahrens 228,—  DM monatlich nebst
4 i» Zinsen aus je 228,—  DM seit dem Be­
ginn eines jeden Monats vom 1. Oktober 
1954 ab zu zahlen, und zwar die bisher 
fällig gewordenen Beträge sofort, die 
künftig fällig werdenden am Ersten eines 
jeden Monats.

Außerdem hat der Kläger einen Hilfsantrag gestellt, 
in dem er vorsorglich eine Abtretung seiner Gehaltsan­
sprüche an den Bezirksnotar S< berücksichtigt.

Das Landesarbeitsgericht hat der Berufung der Be­
klagten entsprochen, die Anschlußberufung des Klägers 
dagegen zurückgewiesen. Mit der zugelassenen Revision 
verfolgt der Kläger seine vom Landesarbeitsgericht ab­
gewiesenen Klagansprüche ’weiter.

- 4 -
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Entscheiflunksgründe:

Die Revision des Klägers ist nur zum Teil begrün­
det .
I. Das Landesarbeitsgericht hat den Antrag des Klägers, 
die Unwirksamkeit der Dienstentlassung vom 1. Juni 1953 
festzustellen, zu Recht für unzulässig angesehen; denn 
diesem Antrag gegenüber greift der Einwand der Reclits- 
hängi gk eit durch.

Gegen die Dienstentlassung hatte der Kläger noch 
vor Beginn des gegenwärtigen Prozesses beim Versieherungs- 
arnt Böblingen Beschwerde gemäß § 358 RYO eingelegt. Die­
se Vorschrift der Reichsversicherungsordnung wurde in 
§ 224 Abs. 3 Nr. 1 SGG mit Inkrafttreten des Sozialge- 
richtsgesetzes am 1. Januar 1954 ausdrücklich aufgehoben; 
in § 215 Abs. 2 SGG ist ferner bestimmt, daß die vor dem 
1. Januar 1954 bei den Versicherungsämtern, Oberversi­
cherungsämtern und Versorgungsgerichten rechtshängigen 
Sachen auf das zuständige Sozialgericht übergehen. Auf 
Grund dieser Vorschrift hat das Versorgungsamt Böblingen 
das vom Kläger anhängig gemachte Beschwerdeverfahren an 
das Sozialgericht Stuttgart abgegeben. Das war nicht 
richtig.

Denn der erkennende Senat vertritt in Überein­
stimmung mit dem Bundessozialgericht (BSG 2, 53 = AP 
Nr. 15 zu § 2 ArbGG, am Ende der Urteilsgründe) die
Rechtsansicht, daß die frühere Zuständigkeit der Ver- 
sicherungs- und Oberversicherungsämter zur Entscheidung 
über Beschwerden von dienstordnungsmäßigen Angestellten 
schon vor Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes, näm­
lich schon am 1. Oktober 1953 mit Inkrafttreten des Ar­
beit sgeriehtsgesetzes weggefallen ist. Daß die Rechts­
streitigkeiten zwischen den dienstordnungsmäßigen Ange­
stellten und den Versicherungsträgern zu den Arbeits­
sachen gehören, ist jetzt allgemeine Meinung (BSG aaO; 
BAG 1, 81; BVerwG, DVB1. 56, 267). Auf diese Rechts­
streitigkeiten ist deshalb § 111 Abs. 1 Satz 1 ArbGG
anzuwenden, wonach die Arbeitag 
ten des Arbeitsgerichtsgesetzes

erichte mit Inkrafttre- 
von 1953 an die Stelle
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der anderen Gerichte, Behörden und Stellen treten, die 
vorher zur Entscheidung oder Beilegung von Arbeitssuchen 
zuständig waren. Die Vorschrift des § 358 RVO ist des­
halb schon mit Inkrafttreten des Arbeitsgerichtsgesetzes 
am 1. Oktober 1953 gegenstandslos geworden; daß sie 
durch § 224 Abs. 3 Nr. 1 SGG ausdrücklich aufgehoben 
worden ist, hatte somit nur deklaratorische Bedeutung.

Es kann dahingestellt bleiben, ob sich der gesetz­
liche Übergang derartiger Sachen an die Arbeitsgerichte 
auf die Fälle beschränkt, in denen die vorher mit dem 
Verfahren befaßte Stelle die Sache irgendwann tatsäch­
lich an das zuständige Gericht abgegeben hat, in den an­
deren Fällen dagegen ein förmlicher Überweisungsbeschluß 
des zuständigen Gerichts unentbehrlich ist. Denn steht 
man auf dem Standpunkt, daß das vom Kläger beim Versiche­
rungsamt anhängig gemachte Beschwerdeverfahren seit In­
krafttreten des Arbeitsgerichtsgesetzes beim zuständigen 
Arbeitsgericht bereits anhängig ist, dann greift der 
Einwand der Rechtshängigkeit ohne weiteres durch. Das 
gleiche gilt aber auch, wenn man jenes Verfahren als 
noch in der Sozialgerichtsbarkeit anhängig ansieht; denn 
der Einwand der Rechtshängigkeit ist auch zwischen den 
Sozialgerichten und den Arbeitsgerichten zu beachten.

Im Schrifttum wird hierzu zwar auch die Ansicht 
vertreten, der Einwand der Rechtshängigkeit sei nur im 
Verhältnis der Zivilgerichtsbarkeit zu der Arbeitsge­
richtsbarkeit zu beachten (Rosenberg T^Aufl* § 98 II 1; 
Baumbach-Dauterbaeh, ZPO, 25. Aufl. § 263 Anm. 2 A). Der 
Senat vermag jedoch dieser Ansicht nicht zu folgen. Die 
Klagesperre infolge Rechtshängigkeit dient dem Zweck, 
doppelte und einander widersprechende gerichtliche Ent­
scheidungen zu vermeiden, die Beklagten vor mehreren 
sachlich gleichartigen und gleichzeitigen Prozessen zu 
schützen sowie das unnötige Anrufen von Gerichten zu 
verhindern (BAG 4, 301). Dies sollte grundsätzlich aber 
auch im Verhältnis aller Gerichtsbarkeiten zueinander 
gelten, weil seit Inkrafttreten des Grundgesetzes die 
Gerichte aller Zweige mit unabhängigen Richtern besetzt
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sind und deshalb auch außerhalb der Zivilgerichte und 
ihrer Sondergerichte vom "ordentlichen Rechtsweg" ge­
sprochen werden könnte (vgl. Schönke-Schröder-Niese, 
Zivilprozeßrecht, 0. Aufl. S. 67 ff.). Abgesehen hiervon 
steht der Senat mit Wieczorek (ZPO § 263 Anm. A I IVa) 
auf dem Standpunkt, daß der Einwand der Rechtshängig­
keit jedenfalls mit Bezug auf die Gerichtsbarkeiten ge­
geben ist, die im Verweisungsverhältnis zueinander ste­
hen, und das ist zwischen Sozialgerichtsbarkeit und Ar- 
beitsgerichtsbarkeit der Pall, wie sich aus § 52 SGG und 
§ 48a ArbGG ergibt.

Baß gegenüber dem Antrag des Klägers, die Dienstent­
lassung vom 1. Juni 1953 für unwirksam zu erklären, der 
Einwand der Rechtshängigkeit gegeben ist, folgt übrigens 
auch aus § 94 Abs. 2 SGG. Nach dieser Vorschrift ist 
eine neue Klage unzulässig, wenn die Streitsache schon 
bei einen Gericht der Sozialgerichtsbarkeit rechtshängig 
ist. Unter "neuer Klage" ist nach dem Willen des Gesetz­
gebers jede Klage bei irgendeinem Gericht zu verstehen 
(Bundestags-Drucksache der ersten Wahlperiode, Nr. 4357 
zu § 42; vgl. auch LSG Bayern, Amtsblatt des Bayerischen 
Ministeriums für Arbeit und Soziale Fürsorge, 1955 B 146;
Hofmaim-Sehrooter, SGG, 2. Aufl. § 94 Anm. 2; Peters-Sautter-Wolff, 
SGG, § 94 Anm. 3).

Nach alledem ist die Revision hinsichtlich des Antrages, 
die Unwirksamkeit der Dienstentlassung vom 1. Juni. 1953 fest­
zustellen, nicht begründet.
II. Der weitere Antrag, die Unwirksamkeit der "Kündigung 
vom 23. September 1954" festzustellen, ist zwar zulässig, 
aber nicht begründet. Insoweit ist dem Urteil des landesar- 
beitsgerichts, wenn auch nicht in der Begründung, so doch im 
Ergebnis beizutreten.

Das Landesarbeitsgericht hat die Kündigung vom 23» Septem­
ber 1954 als eine außerordentliche unbefristete Kündigung im 
Sinne von § 626 BGB angesehen. Hierbei hat es jedoch die recht­
liche Bedeutung der §§ 10 - 12 der bei der Beklagten zur Zeit 
des Ausspruchs dieser Kündigung gültigen, auch auf den Kläger 
anwendbaren Dienstordnung vom 29« Oktober 1940 (im folgenden 
kur z: DO) v e rkannt.
- 7 -
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1. Nach § 10 DO können gegen DO-Angesteilte, die ihre 
Dienstpflichten verletzen, Dienststrafen verhängt werden» 
Dienst strafen sind: Mündliche Verwarnung, schriftlicher 
Verweis, Geldstrafe bis zur Hohe des einmonatigen Dienst- 
einkommens, Gehaltskürzung im Höchstbetrag von einem 
Fünftel der jeweiligen Dienstbezüge auf längstens fünf 
Jahre, Dienstentlassung, Kürzung oder Aberkennung des 
Ruhegehalts. In § 11 DO sind die Gründe, die zu einer 
Dienstentlassung berechtigen, im einzelnen aufgezählt»
Von Bedeutung sind hier die 11 schwere Verletzung von 
Dienstpflichten" (Abs. 1 Nr. 3) und das "sonstige, auch 
außerdienstliche Verhalten, das den Angestellten der 
Achtung, des Ansehens und des Vertrauens, die sein Beruf 
erfordert, unwürdig erscheinen läßt" (Abs. 1 Nr. 8). Hach 
§ 12 Abs. 1 Satz 2 DO kann dem DO-Angestellten außerdem 
aus einem wichtigen Grunde gekündigt werden; die Kündi­
gungsfrist beträgt in diesem Falle grundsätzlich sechs 
Monate zum Schluß eines Kalendervierteljahres. Diese
§§ 10 - 12 DO stimmen wörtlich überein mit der Muster­
dienstordnung, die der frühere Reichsarbeitsminister 
durch Erlaß vom 27. September 1940 (RAB1. II S. 348) be­
kanntgegeben hat.
2. Für die Auslegung und das Verhältnis dieser Bestim­
mungen zueinander ist zu beachten, daß die nach § 354 
Abs. 4 RVO vorbehaltene Kündigung aus wichtigem Grunde 
immer scharf von der disziplinären Dienstentlassung ge­
trennt wurde. Diese Dienstentlassung sollte nur bei be­
wußt rechtswidrigen groben Dienstverletzungen (RAG, ARS 
53, 363; vgl. auch ARS 17, 506; 27, 107; 31, 254; 39, 
463), die Kündigung aus wichtigem Grunde nur dann möglich 
sein, wenn kein Verschulden des Angestellten vorliegt 
(Beters, Handbuch der Krankenversicherung, 15. Aufl.t 
1954, § 354 RVO Anm. 2). Das erklärt auch, warum die 
meisten Dienstordnungen diese Kündigung nur mit einer 
Frist vorsahen und daß nach Ansicht des Reichsarbeits­
ministers (Erlaß vom 29. Juni 1942, RAB1. II 408) bei 
einer derartigen Kündigung die Ansprüche auf Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenversorgung bestehen bleiben sollten, 
was auch heute noch als rechtens angesehen wird (Werner

-  8 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8

7/eber, ZBR 1955, 129; Brackmann Fcndbuch So 172 b; peters 
aaO 16. Aufl. § 354 Anm. 2).
3. Das Landesarbeitsgericht hat die von der Beklagten 
am 23. September 1954 ausgesprochene vorsorgliche Kündi­
gung als eine fristlose Entlassung im Sinne des § 626 
BGB angesehen. Rach seiner Ansicht kann das unabdingbare 
Recht zur fristlosen Entlassung durch eine Dienstordnung 
nicht im voraus ausgeschlossen werden. Dem kann in die­
ser Allgemeinheit nicht gefolgt werden.

Im arbeitsrechtlichen Schrifttum wird zwar mehr­
fach die Ansicht vertreten, auf das Recht zur fristlosen 
Entlassung könne nicht von vornherein verzichtet und die­
ses Recht dürfe auch nicht erschwert werden (vgl. Hueck- 
Nipperdey, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 6. Aufl. Bd. I 
§ 59 VII; Staudinger-Nipperdey-Neumann, Kommentar zum 
BGB, 11. Aufl. § 626 Anm. 52; Uikisch, Arbeitsrecht,
2. Aufl. Bd. I § 50 I 3).

Die Frage, ob und gegebenenfalls inwieweit aus all­
gemeinen arbeitsrechtlichen Gründen das Recht zur außer­
ordentlichen Kündigung eingeschränkt werden kann, 
braucht jedoch hier nicht abschließend beantwortet zu 
werden. Die in den Dienstordnungen der Sozialversiche­
rungsträger üblichen Einschränkungen sind nämlich allein 
schon deshalb rechtlich nicht zu beanstanden, weil es 
sich hier um Angestellte handelt, die im öffentlichen 
Dienst stehen und öffentlich-rechtliche Aufgaben wahr­
nehmen. Es ist nichts dagegen einzuwenden, wenn der Ge­
setzgeber der Reichsversicherungsordnung dadurch, daß 
er in den §§ 351 ff. RVO den Erlaß von Dienstordnungen 
vorsah, die Möglichkeit schuf, die Rechtsstellung des 
bei den Versicherungsträgern tätigen Stammpersonals mög­
lichst weitgehend dem Beamtenrecht anzugleichen. Die 
dienstordnungsmäßigen Angestellten üben in ihren Behör­
den die gleichen Funktionen aus wie beim Staat und bei 
den Gemeinden die Beamten. Sie erlassen Verwaltungsakte, 
gegen die der Rechtsweg zu besonderen Verwaltungsgerieh- 
ten, nämlich den Sozialgerichten gegeben ist. Durch den 
Erlaß von Dienstordnungen und durch die Ernennung von
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dienstordnungsmäßigen Angestellten genügen die Sozial­
versicherungsträger ferner dem Verfassungsauftrag des 
Art. 33 Abs. 4 GG, wonach die Ausübung hoheitsrechtlicher 
Befugnisse als ständige Aufgabe in der Hegel Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes zu übertragen ist, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen.

Es ist deshalb nicht zu beanstanden, wenn die DO-An­
gestellten nur unter ähnlichen Voraussetzungen wie Beamte 
entlassen werden können (so auch Nikisch aaO § 50 I 3).

Das verstößt auch nicht gegen § 354 Abs. 4 HVO. Nach 
dieser Vorschrift darf die Kündigung oder Entlassung für 
Palle, in denen ein wichtiger Grund vorliegt;, nicht aus­
geschlossen werden. Diese Vorschrift verbietet bei sinn­
gemäßer Auslegung nur einen allgemeinen Ausschluß des 
außerordentlichen Kündigungsrechts; Beschränkungen dieses 
Rechts, wie sie in den Dienstordnungen normalerweise vor- 
genommen werden, gehören nicht hierher (so schon das RAG 
in ARS 28, 24).
4. Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, daß 
die Kündigung vom 23« September 1954 nicht auf § 626 
BGB gestützt werden kann. Ihre Rechtswirksamkeit folgt 
aber aus den §§ 10, 11 DO. Denn sie beruht auf schuld­
haften, groben Dienstvergehen des Klägers. Allerdings 
können derartige Vergehen nur unter Beachtung der §§ 10,
11 DO geahndet werden. Obwohl diese Kündigung von der 
Beklagten nicht ausdrücklich unter formellem Hinweis
auf die Dienstordnung ausgesprochen wurde, ist sie dennoch 
der Sache nach eine disziplinäre Dienstentlassung und 
daher demgemäß zu beurteilen. Sie ist als Dienstentlas­
sung betrachtet auch rechtswirksam.
5. Die Revision meint allerdings, die Entlassung vom 
23. September 1954 sei schon deswegen unwirksam, weil 
das Dienstverhältnis zwischen den Parteien bereits durch 
die frühere Entlassung vom 1. Juni 1953 aufgelöst worden 
sei und die zweite Entlassung vom 23. September 1954 
daher ins Leere gehe. Dieser Ansicht kann nicht gefolgt 
werden. Die zweite Entlassung ist von der Beklagten vor­
sorglich ausgesprochen worden. Das kann hier bedeuten*.
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diese Entlassung sollte für den Pall wirksam werden, daß 
die erste Entlassung aus irgendwelchen förmlichen oder 
sachlichen Gründen von den Gerichten für unwirksam ange­
sehen werden sollte. Das zweite Ziel, das die Beklagte 
mit dieser vorsorglichen Entlassung verfolgte, war, ihrer 
Pflicht, gemäß § 11 Abs. 5 DO bis zur Beendigung des Be­
schwerdeverfahrens das halbe Gehalt an den Kläger zahlen 
zu müssen, durch eine Kündigung aus wichtigem Grunde ein 
Ende zu setzen» Das Landesarbeitsgericht hat die Verfol­
gung dieses zweiten Zieles rechtlich anerkannt, indem es 
die vorsorgliche Entlassung als eine fristlose Kündigung 
gemäß § 626 BGB ansah und hinsichtlich der Pflicht zur 
Portzahlung des halben Gehaltes ein "abgeschwächtes11 
Dienstverhältnis annahm, das durch eine außerordentliche 
Kündigung aus wichtigem Grunde beendet werden konnte»

Ob das Landesarbeitsgericht ein abgeschwächtes 
Dienstverhältnis zu Recht angenommen hat, kann dahinge­
stellt bleiben. Denn die vorsorgliche Kündigung ist als 
eine zweite vorsorgliche Dienstentlassung im Sinne von 
§ 11 DO anzusehen. Deshalb ist durch sie die Pflicht 
zur Portzahlung des halben Gehalts nicht beendet. Dane­
ben bleibt aber das erste Ziel bestehen: Die vorsorg­
liche Entlassung kann dann Bedeutung gewinnen, wenn aus 
irgendeinem Grunde die erste Entlassung nicht wirksam 
sein sollte.

Im vorliegenden Palle haben sich die Tatsachen, 
auf Grund derer die zweite vorsorgliche Entlassung aus­
gesprochen wurde, zwar nur zum Teil nach Ausspruch der 
ersten Entlassung ereignet; sie sind nach den Feststel­
lungen des Landesarbeitsgerichts indessen alle erst nach­
her der Beklagten bekannt geworden. Deshalb hätte die 
Beklagte diese Gründe zur Begründung der ersten Dienst­
entlassung nachschieben können (vgl. BAG 2, 245 
5, 13); es ist aber auch rechtlich nicht zu beanstanden, 
daß die Beklagte aus diesen Gründen unter Hinzunahme 
der neuen, erst später eingetretenen Gründe eine neue 
vorsorgliche Entlassung ausgesprochen hat (vgl. BAG in 
AP Nr. 11 zu § 626 BGB), zumal noch nicht feststeht, ob 
die erste Entlassung formell wirksam ist.
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Der Senat sieht sich auch nicht gehindert, über die 
zweite Entlassung sachlich zu entscheiden, obwohl über 
die Wirksamkeit der ersten Entlassung wegen des Einwands 
der Rechtshängigkeit noch keine Entscheidung getroffen 
werden kann. Denn es widerspräche dem Grundsatz der Prozeß 
Ökonomie, die Entscheidung über die zweite Entlassung 
nur deshalb zurückzustellen, weil die Rechtswirksamkeit 
der ersten Entlassung noch nicht feststeht. Durch eine 
vorweggenommene Entscheidung über die zweite, vorsorg­
liche Entlassung hat niemand einen Nachteil, wenn man 
davon absieht, daß der Kläger durch eine Verzögerung des 
Prozesses allenfalls den Anspruch auf die Hälfte seines 
Gehalts länger als notwendig behielte. Daran hat er aber 
kein berechtigtes Interesse.

Die danach zulässige weitere Prüfung der Rechts­
wirksamkeit der zweiten Entlassung führt zu folgenden 
Ergebnissen:
6. Nach § 10 Abs. 1 Satz 3 DO werden Dienststrafen 
vom Leiter der Ortskrankenkasse verfügt. Das ist seit 
dem Gesetz vom 22. Eebruar 1951 über die Selbstverwal­
tung und über Änderungen von Vorschriften auf dem Gebie­
te der Sozialversicherung (BGBl. 1951, 124) der Vorstand. 
Hier ist die Entlassung vom 23. September 1954 zwar von 
einem Rechtsanwalt während eines schwebenden Gerichts­
verfahrens ausgesprochen worden; der Rechtsanwalt hat 
jedoch insoweit als bevollmächtigter Vertreter des Vor­
stands der Beklagten gehandelt. Die Entlassung ist also 
von der Stelle ausgesprochen worden, die auch für den 
Ausspruch einer Dienstentlassung zuständig gewesen wäre.

Die Entlassung vom 23. September 1954 genügt aber 
auch der Vorschrift des § 10 Abs. 4 Satz 1 DO, wonach 
bei einigen Dienststrafen, zu denen auch die Dienstent­
lassung gehört, ein schriftlicher Bescheid mit Gründen 
zu erteilen ist. Ein solcher Bescheid ist in dem Schrift­
satz vom 23. September 1954 zu sehen, in dem die Beklagte 
die hier zur Entscheidung stehende Entlassung als vor­
sorgliche Kündigung ausgesprochen und eingehend begründet 
hat; eine Abschrift dieses Schrifsatzes ist dem damali­
gen Prozeßbevollmächtigten des Klägers zugegangen.
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7. Nach § 10 Abs. 1 Satz 4 NO ist der Angestellte, ge­
gen den eine Dienststrafe ausgesprochen werden soll, al­
lerdings vorher zu hören. Diese Anhörung ist eine Wirk­
samkeitsvoraussetzung für alle Dienststrafen. Das ent­
spricht der Rechtsprechung des Reichsarbeitsgerichts 
(ARS 31» 259, 260). Das Gegenteil ergibt sich auch nicht 
aus der Entscheidung des Ersten Senats zur rechtlichen 
Bedeutung des § 66 Abs. 1 BetrVG (BAG 1, 69). Nach dieser 
Entscheidung ist die vorherige Anhörung des Betriebsrats 
keine Voraussetzung der zivilrechtlichen Wirksamkeit der 
Kündigung. Dort handelt es sich aber um die Mitwirkung 
des Betriebsrats, also um ein Anhörungsrecht auf der 
betriebsverfassungsrechtlichen Ebene. Hier handelt es 
sich dagegen um die Anhörung des betreffenden Arbeit­
nehmers, also um eine Anhörungspflicht, die sich im Rahmen 
des einzelnen Arbeitsverhältnisses hält. Aus diesem Grun­
de bestehen keine Bedenken, anzunehmen, daß die in der 
Dienstordnung vorgeschriebene Anhörung der zu bestra­
fenden Angestellten eine Wirksamkeitsvoraussetzung 
für die Dienststrafe enthält. Zum gleichen Ergebnis führt 
der Blick auf das Beamtenrechts Nach § 21 Bundesdiszi­
plinarordnung hat der Dienstvorgesetzte Vorermittlungen 
anzustellen, wenn Tatsachen bekannt werden, die den Ver­
dacht eines Dienstvergehens rechtfertigen. Hierbei ist 
der Beschuldigte über die ihm zur last gelegte Verfeh­
lung unter Aufnahme einer Niederschrift zu hören. Nach 
allgemeiner Ansicht sind die Vorermittlungen mit Anhö­
rung des Beschuldigten ein notwendiger Bestandteil des 
Disziplinarverfahrens; eine ohne Vorermittlungen erlasse­
ne Disziplinarverfügung ist auf Beschwerde des Beamten 
oder von Amts wegen aufzuheben (BDH 1, 915 Behnke, Bun- 
desdisziplinarordnung, § 21 Anm. 4 und 9)» Da in den 
Dienstordnungen das Dienststrafrecht dem Disziplinar- 
recht der Beamten nachgebildet ist, kann also auch hier­
aus der Schluß gezogen werden, daß auch im Dienstord­
nungsrecht eine ohne vorherige Anhörung des Angestellten 
ausgesprochene Dienststrafe unwirksam ist.

Der Senat ist jedoch der Ansicht, daß unter den 
besonderen Umständen des Falles eine ausdrückliche An­
hörung des Klägers vor der nochmaligen Dienstentlassung
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nicht notwendig war. Denn der Kläger stand tatsächlich 
nicht mehr im Dienst der Beklagten, und es schwebte be­
reits ein Rechtsstreit, in dem er zu den Gründen der 
ersten Entlassung gehört worden war, und der auch die 
volle Gewähr dafür bot, daß er in gleicher Y/eise zu den 
meist ähnlichen Gründen der zweiten Dienstentlassung ge­
hört werden werde. Hiernach wäre es eine leere Porm, 
wenn man entsprechend dem Wortlaut des § 10 Abs. 1 Satz 4 
DO verlangen wollte, daß der Kläger vor der zweiten Ent­
lassung außergerichtlich zu hören gewesen sei. Daran hatte 
er nach dem Sinn dieser Vorschrift kein rechtsschutzbe­
dürftiges Interesse* und von der Beklagten war die Ein­
haltung einer solchen äußeren Porm daher nicht zu verlan­
gen.
8. Die Gründe, aus denen das angefochtene Urteil die 
Entlassung vom 23. September 1954 als fristlose Entlas­
sung gemäß § 626 BGB für berechtigt hält, reichen auch 
für eine Dienstentlassung nach § 11 DO aus. Das Landesar­
beitsgericht hat nämlich im einzelnen folgendes festge­
stellt und ausgeführt:

In der Zeit nach der früheren Entlassung vom 1. Juni 
1953 seien der Beklagten weitere Schulden des Klägers be­
kannt geworden. Die Schulden seien dadurch zustandegekom­
men, daß der Kläger verschwenderisch gelebt habe (häufige 
Pahrten mit Mietautos, Einkehren in Gaststätten und Kaffee­
häusern). Ein derartiges Verhalten eines gehobenen Ange­
stellten des öffentlichen Dienstes spreche sich in kleinen 
Städten wie Sindelfingen und Böblingen schnell herum. Er­
schwerend komme hinzu, daß der Kläger größere Darlehen 
bei Personen aufgenommen habe, zu denen die verklagte AOK 
dienstliche Beziehungen unterhalte; wäre der Kläger bei 
der Beklagten nicht Abteilungsleiter gewesen, so meint 
das Landesarbeitsgericht, dann hätte er diese Darlehen 
sicher nicht bekommen. Der Kläger könne sich nicht damit 
entschuldigen, er habe die Darlehen für das Priseurge- 
schäft seiner Prau benötigt; das Interesse seiner Prau 
sei unmittelbar auch sein eigenes. Der Kläger habe einem 
der Darlehensgeber ehrenwörtlich versprochen, das Darlehen
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bis zu einem bestimmten Zeitpunkt zurückzuzahlen; dieses 
Ehrenwort habe er nicht eingehalten. Der Kläger habe sich 
außerdienstlich in einem weiteren Palle unwürdig benommene 
Schließlich sei unbestitten, daß er am Sonntag, dem
9. November 1953, die ledige P .. S einläßlich
eines Besuches bei ihm und seiner Frau aufgefordert habe, 
mit ihm geschlechtlich zu verkehren. Seine Ehefrau sei 
damit einvei’standen gewesen. Das Mädchen habe jedoch ab­
gelehnt. Sie habe dann unter Tränen von einem ehebreche­
rischen Verhältnis zu einem verheirateten Manne erzählt. 
Der' Kläger und seine Prau hätten dieses Gespräch auf 
Tonband aufgenommen und es dem Mädchen vorgespielt. Der 
Kläger habe dann das Mädchen gefragt, was es tun würde, 
wenn er das Band der Prau jenes Mannes Vorspielen würde.
Das Mädchen habe dies als ein Druckmittel angesehen, um 
es den Y/ünschen des Klägers gefügig zu machen. Es habe 
dann im Schlafzimmer des Klägers zusammen mit der Prau 
übernachtet. Der Kläger sei gekommen und habe sich zwi­
schen beide Frauen gelegt. Das Mädchen habe seine erneute 
Aufforderung zum Geschlechtsverkehr wiederum zurückgewie­
sen; der Kläger habe dann mit seiner Prau verkehrt. Da­
nach habe er das Mädchen ein letztes Mal erfolglos aufge­
fordert. In Sindelfingen sei über diese Angelegenheit 
viel gesprochen worden.

Obwohl es sich bei den hier wiedergegebenen Tatsachen 
lediglich um das handelt, was der Beklagten nach der er­
sten Entlassung bekannt geworden ist und was vom Kläger 
nicht bestritten wird, genügen diese Feststellungen zur 
Rechtfertigung der zweiten Entlassung. Nach § 11 Abs. 1 DO 
ist die Dienstentlassung unter anderem zulässig bei schwe­
rer Verletzung der Dienstpflichten (Nr. 3) und wegen eines 
sonstigen, auch außerdienstlichen Verhaltens, das den An­
gestellten der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens, 
die sein Beruf erfordert, unwürdig erscheinen läßt (Nr. 8). 
Diese beiden Tatbestände werden durch die vom Landesar­
beitsgericht festgestellten Tatsachen erfüllt. Ein dienst­
ordnungsmäßiger Verwaltungsinspektor, der sich unter Aus­
nutzung seiner Dienststellung Darlehen gewähren läßt, ver­
schwenderisch lebt und - wie es der Kläger im Palle des
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Mädchens getan hat - grob unsittliche und besonders ver­
werfliche Handlungen begeht, ist als Angehöriger des öf­
fentlichen Dienstes fehl am Platz. Die Entlassung vom 
23. September 1954 ist deshalb auch sachlich gerechtfertigt.
9. Die Revision macht hierzu geltend, die Beklagte hät­
te den Kläger, der aus Unerfahrenheit und jugendlichem 
Leichtsinn gehandelt habe, nicht gleich entlassen dürfen.
Sie sei verpflichtet gewesen, dem Kläger gegenüber zuerst 
die anderen, milderen Dienststrafen des § 10 DO auszu- 
sprechen. Der Kläger habe jedoch niemals eine Verwarnung 
oder einen Verweis erhalten.

Dieser Angriff der Revision geht fehl. Es gibt kei­
nen Rechtssatz des Inhalts, daß bei einem Katalog von 
Dienststrafen vor Anwendung der höchsten Dienststrafe eine 
mildere Dienststrafe auszusprechen sei. Im Gegenteil; Die 
Disziplinargerichte für die Beamten haben immer wieder 
den Grundsatz aufgestellt, daß bei gewissen Straftaten 
grundsätzlich die Höchststrafe verwirkt ist, wenn nicht 
außergewöhnliche Umstände eine mildere Beurteilung zulas­
sen (Behnke aaO § 4 Anm. 11). Dies entspricht dem ar­
beitsrechtlichen Grundsatz, daß einer außerordentlichen 
Kündigung nicht ganz allgemein, sondern nur unter bestimm­
ten Umständen eine Abmahnung vorausgehen müsse (Molitor,
Die Kündigung, 2. Aufl. 1951 S. 278).

Der Grundsatz, daß sofort die höchste Dienststrafe 
ausgesprochen werden kann, schließt selbstverständlich 
nicht aus, daß im Einzelfalle eine Dienstentlassung für 
unwirksam erklärt werden kann mit der Begründung, die 
festgestellten Tatsachen rechtfertigen keine Dienstent­
lassung, sondern nur eine mildere Dienststrafe, wie einen 
Verweis oder eine Gehaltskürzung. Diese Voraussetzungen 
sind hier aber nicht gegeben. Der Kläger war zwar zur 
Zeit der ihm zur Last gelegten Verfehlungen erst knapp 
30 Jahre alt. Er hatte jedoch trotzdem schon die Dienst­
stellung eines Inspektors erreicht. In erster Linie kommt 
es deshalb nicht auf sein Alter, sondern auf seine Dienst­
stellung an. Sein niedriges Lebensalter steht deshalb der 
Wirksamkeit der Entlassung vom 2 3. September 1954 nicht
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entgegen. Denn seine Verfehlungen sind vom angefochtenen 
Urteil ohne Hechtsirrtum als so schwer angesehen worden, 
daß sie ohne weiteres zur Entlassung des Klägers ausreich­
ten.
10. Die Beklagte hatte das Recht zum Ausspruch der zwei­
ten Entlassung nicht verwirkt, obwohl die Gründe, die zu 
dieser Entlassung geführt haben, zum Teil schon über 
ein Jahr vor Ausspruch dieser Entlassung eingetreten sind. 
Daß auch das Recht auf Kündigung verwirkt werden kann, ist 
allgemein anerkannt. Eine Verwirkung liegt vor, wenn der 
Schuldner dem Verhalten des Gläubigers entnehmen mußte, 
daß dieser den Anspruch nicht mehr geltend machen werde, 
und der Schuldner sich hierauf einrichten durfte (BAG,
AP Nr. 22 zu § 1 KSchG). Diese Voraussetzungen sind 
hier nicht gegeben. Wenn wie im vorliegenden Palle gegen­
über dem Arbeitnehmer schon eine Entlassung ausgesprochen 
ist, über deren Rechtswirksamkeit noch keine Klarheit be­
steht, und wenn der Arbeitnehmer seit der ersten Entlas­
sung von der Arbeit freigestellt ist, dann ist das Recht 
zur Kündigung auch dann nicht verwirkt, wenn inzwischen 
eine längere Zeit verstrichen ist. Der Arbeitgeber hat in 
einem solchen Palle nichts getan, woraus der Arbeitnehmer 
hätte schließen dürfen, daß der Arbeitgeber von seinem 
Kündigungsrecht, sei es auch nur in Porm einer vorsorg­
lichen Kündigung, keinen Gebrauch mehr machen würde.
II. A.ls Ergebnis ist somit festzustellen: Die von der 
Beklagten am 23. September 1954 ausgesprochene "vorsorg­
liche Kündigung" ist als eine Dienstentlassung im Sinne 
von § 11 DO mit ihrem Zugehen am 27. September 1954 wirk­
sam geworden. Das Landesarbeitsgericht hat deshalb den 
Antrag des Klägers, "die Unwirksamkeit der Kündigung vom 
23. September 1954 festzustellen", zu Recht abgewiesen.
III. Das angefochtene Urteil ist jedoch aufzuheben, so­
weit es den Anspruch des Klägers auf Zahlung des halben 
Gehalts für die Zeit vom 1. Oktober 1954 bis zum 30. Sep­
tember 1955 zuriickgewiesen hat.
1. Dieser Anspruch ergibt sich aus § 11 Abs. 5 DO. Da­
nach werden während des gegen eine Dienstentlassung ein-
- 17 -
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geleiteten Beschwerdeverfahrens die Dienstbezüge ganz 
oder zum Teil, mindestens im halben Betrage des zuletzt 
bezogenen Gehalts, weitergezahlt. Die Vorschrift spricht 
von "Beschwerdeverfahren" und meint damit das in § 358 
RVO geregelte Verfahren vor den Versicherungsämtern und 
den Oberversicherungsämtern. Nach Aufhebung dieser Vor­
schrift ist an die Stelle des Beschwerdeverfahrens das 
Verfahren vor den Arbeitsgerichten getreten, so daß die 
Pflicht zur Portzahlung mindestens des halben Gehalts 
auch noch während des arbeitsgerichtlichen Verfahrens be­
steht (Urteil des Senats vom 15. Oktober 1957 - 3 AZR 
395/56 -).
2. Das Landesarbeitsgericht hat den Anspruch des Klä­
gers auf Zahlung des halben Gehalts für die Zeit nach 
dem 1. Oktober 1954 deshalb abgewiesen, weil es die Ent­
lassung vom 23. September 1954 als eine fristlose Entlas­
sung im Sinne des § 626 BGB angesehen hat. Da indessen 
aus den oben dargelegten Gründen diese Entlassung nickt 
als eine außerordentliche Kündigung, sondern als eine 
Dienstentlassung im Sinne der Dienstordnung anzusehen 
ist, kann der Kläger auch noch für die Zeit nach Aus­
spruch der zweiten Entlassung die Zahlung des halben Ge­
halts verlangen.
3. Dieser Anspruch besteht jedoch nur bis zum Abschluß 
des Verfahrens in der Berufungsinstanz. Das in § 358 RVO 
geregelte Beschwerdeverfahren, das § 11 Abs. 5 DO allein 
im Auge hatte, kannte lediglich zwei Instanzen. Die ent­
sprechende Anwendung des § 11 Abs. 5 DO darf den DO-Ange- 
stellten grundsätzlich nicht besser stellen, als er unter 
der Geltung des § 358 RVO gestanden hat. Deshalb kann 
jetzt der Anspruch auf Portzahlung des halben Gehaltes 
nur bis zum Ablauf zweier Instanzen, also bis zur Been­
digung des Verfahrens vor dem Landesarbeitsgericht als 
der letzten Tatsacheninstanz, anerkannt werden. Auf die 
Dauer eines Revisionsverfahrens, das sich auf die recht­
liche Überprüfung der zweitinstanzlichen Entscheidung 
beschränkt, erstreckt sich der Anspruch grundsätzlich 
nicht. Denn das würde ihn in der Regel sinnwidrig auswei­
ten und für den Dienstherrn eine unzumutbare geldliche
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Belastung bedeuten. Soweit der Senat in seiner oben ge­
nannten Entscheidung 3 AZR 395/56 von einer anderen An­
sicht ausgegangen ist, wird diese aufgegeben. Ob aus­
nahmsweise etwas anderes dann gilt, wenn der Angestellte 
im Berufungsverfahren gesiegt hat, kann im vorliegenden 
Pall dahingestellt bleiben.

Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts ist am 
14. September 1955 verkündet worden. Im Hinblick darauf, 
daß ebenso wie bei den Beamten das Gehalt", auch das halbe 
Gehalt bei disziplinärer Entlassung, monatlich im voraus 
zu zahlen ist, ist als Endzeitpunkt der Verpflichtung der 
Beklagten zur Zahlung des halben Gehalts der 30. Septem­
ber 1955 anzunehmen.
4. Ohne Bedeutung ist es, daß über die erste Entlassung 
vom 1. Juni 1953 noch keine sachliche Entscheidung ge­
troffen worden ist und deshalb die Ansicht vertreten wer­
den könnte, dem Kläger stehe das halbe Gehalt bis zur Ent­
scheidung auch über die Wirksamkeit der ersten Entlas­
sung zu. Dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden. Die 
Fortzahlung des halben Gehalts bis zum Abschluß der Dis­
ziplinarverfahren bezweckt, die DO-Angestellten solange
zu sichern, bis feststeht, ob sie zu Recht oder zu Un­
recht aus dem Dienst entlassen worden sind. Dieser Zweck 
kann aber im vorliegenden Palle überhaupt nicht mehr er­
füllt werden, da mit Erlaß des vorliegenden Urteils 
rechtskräftig feststeht, daß das Dienstverhältnis zwi­
schen den Parteien am 27. September 1954 sein Ende ge­
funden hat. Es besteht deshalb für die spätere Zeit keine 
Ungewißheit mehr, so daß es keinen Sinn hätte, dem Klä­
ger auch weiterhin das halbe Gehalt zu zahlen. Der Streit 
um die Wirksamkeit der ersten Entlassung hat nur noch 
für die Präge Bedeutung, ob der Kläger für die Zeit zwi­
schen der ersten und der zweiten Entlassung das volle Ge­
halt beanspruchen kann.
5. Dem Anspruch des Klägers auf Zahlung des halben Ge­
halts ist somit noch für die Zeit vom 1. Oktober 1954 bis 
30. September 1955, also für zwölf Monate stattzugeben. 
Sein Anspruch für die frühere Zeit ist vom landesarbeits-
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gericht rechtskräftig zuerkannt worden, so daß darüber 
keine Entscheidung mehr zu treffen ist. Der Kläger hat 
für jeden Monat 228,—  DM eingeklagt, so daß für zwölf 
Monate eine Verurteilung in Hohe von 2.736,—  DM auszu­
sprechen ist. Nachdem die Zeit, für die dem Anspruch des 
Klägers entsprochen wird, in der Vergangenheit liegt, 
bestehen keine rechtlichen Bedenken, von der auf künfti­
ge Leistung gerichteten Passung des Klagantrags abzuwei- 
chen und die Beklagte zur Zahlung des gesamten noch ge­
schuldeten Betrags zu verurteilen.

Der Anspruch auf 4 i° Zinsen folgt aus § 291 BGB. 
Hierbei ist als Zeitpunkt des Beginns der Zinspflicht 
der Einfachheit halber der mittlere Zeitpunkt, d.h. der 
1. April 1955, eingesetzt worden.
6. Der Verurteilung der Beklagten zur Zahlung des hal­
ben Gehalts an den Kläger für die Zeit vom 1. Oktober 
1954 bis 30. September 1955 steht auch nicht entgegen, 
daß der Kläger den pfändbaren Teil dieses halben Gehalts
an den Bezirksnotar S__ in W1 abgetreten hatte.
Bezirksnotar S hat nämlich später den Kläger er­
mächtigt, die abgetretenen Beträge gerichtlich geltend 
zu machen und Verurteilung der Beklagten zur Zahlung 
der Beträge an den Kläger zu beantragen. Der Kläger 
handelt!!- demnach insoweit in gewillkürter Prozeßstand­
schaft. Die gewillkürte Prozeßstandschaft ist zulässig, 
wenn der Kläger ein eigenes rechtsschutzbedürftiges 
Interesse an der Geltendmachung der ihm materiell­
rechtlich nicht zustehenden Ansprüche hat (BGH LM Nr. 6 
zu § 50 ZPO, mit weiteren Hinweisen). Ein solches Inter­
esse ist hier ohne weiteres gegeben.
7. Ob dem Kläger ein Anspruch auf Unterhaltsbeitrag 
gemäß § 11 Abs. 4 BO zusteht (vgl. BAG 2, 200), kann 
dahingestellt bleiben, da er einen solchen Anspruch nach 
der Passung und dem Sinn seines Klageantrages nicht gel­
tend gemacht hat.

Meißner Viertel

gez. Br. König Dr. Simons Schilgen
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